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ür die einen ist es ein Heiligtum, für die anderen Quell
allen Ärgers: das Auto. Ist es gerecht, es zu verteufeln?
Meine Antwort: Das Auto muss nicht komplett weg,
aber es sollte weniger davon geben, besonders in der
Innenstadt, außerdem kleinere – emissionsfrei und

leise. In der wachsenden Stadt gibt es nicht genügend Platz. Für
den hohen Ressourcenverbrauch des motorisierten Individual-
verkehrs sprechen immer weniger Argumente.
Der Personenverkehr in Berlin wächst: Jedes Jahr müssen in

der Stadt über 4,5 MilliardenWege bewältigt werden, jedes Jahr
kommen rund 50Millionen hinzu. DenVerkehr gut und umwelt-
verträglich zu organisieren, schafft große Herausforderungen.
Erstens: Emissionen.Wie in vielen Städtenwerden auch in Berlin
die Grenzwerte für Luftschadstoffe nicht eingehalten, die
Co2-Emissionen sind zu hoch. Zweitens: Flächenkonkurrenz. Für
denVerkehr in derHauptstadt stehen 136Quadratkilometer Flä-
che zur Verfügung, etwa 15 Prozent der Gesamtfläche. Mit Blick
auf das Ziel einer umweltgerechtenund lebenswertenStadt sollte
diese Fläche nicht größer werden.
Besonders in der Innenstadt nimmt die Konkurrenz zwischen

den Verkehrsteilnehmern groteske Züge an. Es fahren oder ste-
hen in Berlin rund 1,2 Millionen Autos. Dazu kommen Fahrrä-
der, Busse, Bahnen,Trams,TaxenundAnbieter ergänzenderMo-
bilitätsdienstleistungen wie Car- und Bike-Sharing, RidePooling

oder e-Scooter. An den Rand
gedrängt werden häufig die
Fußgänger. Konflikte zwi-
schen den Verkehrsteilneh-
mern sind täglich zu erleben.
DochnebendenHerausfor-

derungen gibt es auch gewal-
tige Chancen: Etwa 70 Pro-
zent aller Wege werden be-
reits heute mit Bus oder
Bahn, Fahrradoder zuFußzu-
rückgelegt. Der Anteil des
Autos liegt bei rund 30 Pro-
zent, acht Prozent weniger
als 1998. Berlin verfügt zu-
dem über ein hervorragen-
des ÖPNV-Angebot. Zwi-
schen 1997 und 2017 wuchs
die Zahl der Fahrgäste um
etwa 40 Prozent auf rund 1,5
Milliarden Fahrgäste pro
Jahr. Hinzu kommt: Berlin ist
flach und verfügt über viele
breiteVerkehrsachsen, die ge-
nügendRaum für umweltver-
trägliche Verkehrsträger bie-
ten. Eigentlich ein ideales
Terrain für das Fahrradfah-
ren. Berlin ist auch die Sha-
ring-Hauptstadt: In keiner an-
derenStadtDeutschlands ste-

hen so viele Angebote zur Verfügung. Alles gute Voraussetzun-
gen, umdenVerkehr umweltgerecht weiterzuentwickeln. Es gilt,
klare Schwerpunkte zu setzen. ImÖPNV brauchen wir neue und
verlängerte Linien,mehr undneueFahrzeuge,mehr Service – um
künftig noch mehr Fahrgäste zu transportieren. Der Radverkehr
muss gefördert werden: Kein Verkehrsmittel ist so leise, preis-
wert, emissionsarm und flexibel. Die erforderliche Infrastruktur
ist ebenfalls platzsparend und günstig. Es braucht mehr kreu-
zungsfreie, breite und sicherere Radwege, außerdem mehr si-
chereFahrradständer anS- undU-Bahn-Stationen.Der innerstäd-
tische Pkw-Verkehr sollte gleichzeitig verringert werden. In eini-
gen Stadtlagen trägt die Parkplatzsuchemit 30 Prozent zumVer-
kehrsaufkommen durch Kfz bei. Diese Zahl muss weiter sinken.
Dafür sind Anreize nötig, auch die Ausweitung der Parkraumbe-
wirtschaftung.
Den Verkehrsträgern des Umweltverbunds muss Priorität ein-

geräumtwerden. Das erfordertMut undÜberzeugungskraft. Die
schöne neue Sharing-Welt mit ihren Angeboten beschränkt sich
bislang fast nur auf die Innenstadt. Wenn die Berliner auf ihr
Auto verzichten sollen, braucht es Alternativen nicht nur in
Mitte und Friedrichshain, sondern auch in Spandau und Köpe-
nick. Je besser sie sind, desto weniger wird man dem Auto nach-
trauern.

—Axel Quanz ist Mobilitätsberater.

V
or 100 Jahren brachte
der irische Dichter Wil-
liam Butler Yeats fol-
gende Zeilen zu Papier:
„Zerfall ringsum, das

Zentrum hält nicht stand. Die Bes-
ten ohne Kraft, die Schlechtesten
voll leidenschaftlicher Besessen-
heit.“ Heute erscheint das fast
schon als geschönte Beschreibung
der politischen Gegenwart. Das
Zentrumhält nicht stand? In Anbe-
tracht vonPolarisierung, populisti-
schen Revolten und ideologischen
Grabenkämpfen kommt das Zen-
trum an vielen Orten doch noch
nicht einmal mehr zusammen! Wo
sich das politische Spektrum in
den fünfziger und sechziger Jahren
in zwei, drei ideologische Fraktio-
nen aufteilen ließ, herrscht heute
ein ideologischer Flickenteppich.
Nach den Wahlen in Branden-

burg und Sachsen am Sonntag
könnte die Zersplitterung der Par-
teienlandschaft zu langwierigen
und schwierigen Koalitionsver-
handlungen führen – und es wird
nicht das letzte Mal sein, dass sich
die Regierungsbildung hinzieht.
Schon der Großen Koalition gin-
gen ein Verhandlungsmarathon
und eine Mitgliederbefragung
beimsozialdemokratischen Junior-
partner voraus. Deutschland fügt
sich damit in einen Trend. In vie-
len Demokratien gibt es immer
mehr Parteien in den Parlamenten
– und die Koalitionsverhandlungen
ziehen sich immer länger hin.
Deutlichstes Beispiel ist das Ver-

einigte Königreich. Hier sorgte das
Mehrheitswahlrecht über Jahr-
zehnte für klare Einparteienregie-
rungen. Heute aber sind auch in
Westminster Koalitionen keine
Ausnahmen mehr. So musste Pre-
mierminister David Cameron
2010 eine Kooperation mit den Li-
beraldemokraten eingehen – die
erste Koalition seit Winston Chur-
chills Kriegskabinetten. AuchThe-
resa May konnte sich ihre Macht
nur durch ein Abkommen mit ei-
ner nordirischenRegionalpartei si-
chern, das bislang auch Boris John-
son als Premierminister stützt.

Ein extremes Beispiel sind die
Niederlande. Dort teilen sich der-
zeit 13 Parteien die Parlaments-
bänke. Fast sieben Monate musste
der spätere Premierminister Mark
Rutte auf seinen Koalitionsvertrag
hinarbeiten – fast doppelt so lange
wie bis dahin in Den Haag üblich.
Die am Ende gebildete Regierung
besteht aus vier Parteien und ver-
fügt über eine Parlamentsmehrheit
von gerade einmal einem Sitz.
Dass es immer länger dauert, bis

Koalitionen zustande kommen, ist
ebenfalls ein Muster. Volle 541
Tage gingen 2010 in Belgien ins
Land, bis sich die Parteien auf eine
Regierung verständigten. Damit
schaffte es Belgien ins Guinness

Buch der Rekorde. Seit der Wahl
im Mai sind die belgischen Par-
teien auf dem besten Weg, ihren
Negativrekord aus dem Jahr 2010
erneut anzupeilen – noch ringen
sie um eine Regierung. Der schwe-
dische Premierminister Stefan Löf-
ven wiederum benötigte Anfang
des Jahres 134Tage zur Errichtung
einerMinderheitsregierung ausSo-
zialdemokraten und Grünen. Bis
dahin dauertenKoalitionsverhand-
lungen in Stockholm im Schnitt
eine Arbeitswoche.
Dabei sind all dasnochdie erfolg-

reichen Fälle. Sicher gelingt man-
cherorts eine rasche Koalitionsbil-
dung – wie zuletzt in Italien. Inter-
national enden derzeit aber auch
immer wieder Versuche im Chaos.
In Nordirland etwa kollabierte vor
zwei Jahren ein Abkommen zwi-
schen Sinn Fein und der rechtsge-
richteten DUP und keine Macht
der Welt kann die beiden Parteien
derzeit dazu bewegen, sich auf
eine neue Kooperation zu verstän-
digen. Die Region ist seitdem fak-
tisch ohne gewählte Regierung. In
Spanien ist es dem sozialistischen
Parteichef Pedro Sanchez in zwei
Anläufen nicht gelungen ist, eine

Koalition zusammenzubringen.
Deshalb steuert das Land nun auf
Neuwahlen zu – zum vierten Mal
in vier Jahren. Damit würde Spa-
nien dem Beispiel Israel folgen.
Die Knesset konnte sich im Mai
nicht auf einen Premierminister
verständigen. Sie löst sich nun lie-
ber selbst auf. Mitte September
wird neu gewählt.
Die langen und schwierigen Ko-

alitionsbildungen führen dazu,
dass dasVertrauen indie Leistungs-
fähigkeit der Demokratie sinkt.
Doch wo liegen die Ursachen?Wa-
rum die Kompromisslosigkeit?
Überzeugende Erklärungen aus

derPolitikmannschaft sindhier bis-
lang eher Mangelware. Zwar kon-
statiert auch die Wissenschaft ver-
mehrte „Verhandlungsverfahren“,
doch umfassende Untersuchungen
liegen bislang kaum vor. Einhellig-
keit besteht lediglich darüber, dass
„Unsicherheit und Komplexität“
die Suche nach politischen Kom-
promissen erschweren. Mit „Kom-
plexität“ ist schlicht die Anzahl der
im Parlament vertretenen Parteien
gemeint. Der Faktor Unsicherheit
hingegen wird verschärft, wenn
sich die verhandelnden Parteien
über die wahren Positionen ihrer
möglichen Koalitionspartner im
Unklaren sind.
Ein genauerer Blick auf dieUrsa-

chen der Kompromissunfähigkeit
ist derzeit an der schwedischen
Universität Lund in Arbeit. Ein
wichtiger Faktor dürften die Par-
teien selbst sein. Den europäi-
schen Parteien laufen seit Jahren
dieMitglieder davon – und zwar in
fast jedem Land und in fast jeder
Partei. Je weniger selbstverständ-
lich die Mitgliedschaft in Parteien
ist, desto mehr geraten sie in den
Sog der Kompromisslosigkeit. Der
Trend zur Radikalität gefällt den in
den Parteien verbliebenen Aktivis-
ten. Nicht Kompromissfähigkeit,
sondern ideologische Reinheit
sind gefragt.Das reduziert denVer-
handlungsspielraum der Spitze
und somit die Aussichten auf er-
folgreiche Regierungsarbeit. Das
erklärt den parteiinternen Sieges-
zug vonBoris Johnsonbei denbriti-
schen Konservativen – aber auch

den Triumph Donald Trumps in
den republikanischen Vorwahlen.
Das ganzeAusmaßdiesesDilem-

mas wird in einer aktuellen Unter-
suchung des Pew Research Cen-
ters deutlich, in der US-Parteimit-
glieder der Demokraten und der
Republikaner nach ihrer Bewer-
tung von Kompromissen befragt
wurden: Abstrakt wünschen sich
zwar gut 65 Prozent der Parteian-
hänger von der Politik Kompro-
misse. Doch sobald es konkret
wird, verfliegt das Entgegenkom-
men. Eine Mehrheit in beiden Par-
teien versteht unter Kompromiss-
bereitschaft nämlich lediglich Zu-
geständnisse der jeweils anderen
Seite. Vom eigenen Lager wird
Prinzipientreue verlangt.
Diese Daten zeigen, dass gerade

politische Parteien gefordert sind,
der gesellschaftlichenSpaltungent-
gegenzutreten und die Idee des
Kompromisses zu rehabilitieren.
Dazu aber müssen sie einen heik-
len Spagat versuchen: Sie müssen
einerseits klare politische Alterna-
tiven aufzuzeigen, denn nichts ist
schädlicher für die Demokratie als
die Mär der vermeintlichen Alter-
nativlosigkeit. Zugleich aber müs-
sen sie aus eigenem Interesse da-
rauf achten, dass derTonderAusei-
nandersetzung spätere Zugeständ-
nisse nicht unmöglich macht.
Konkret heißt das, sich nicht den

VerlockungenderRadikalität zu er-
geben und Dogmatismus als Weit-
sicht zu verkaufen. Bei aller Klar-
heit in der Positionierung sollten
politischeKonkurrenten als tempo-
räre Widersacher betrachtet wer-
den, nicht als Feind. Anders als bei
WilliamButler Yeatsmuss die Ant-
wort auf die „leidenschaftliche Be-
sessenheit“ keineswegs „Kraftlosig-
keit“ sein. Wohl aber eine Absage
an radikale Kompromisslosigkeit.
Sie ist es, die die Ränder stärkt –
und dabei das Zentrum zerstört.

—Michael Bröning leitet das Refe-
rat Internationale Politikanalyse der
Friedrich-Ebert-Stiftung. Auf Tages-
spiegelCausa befasst er sichmit poli-
tischen Bewegungen und der Krise
der Demokratie in internationaler
Perspektive.
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Der radikale Rest
Warum es international nach Wahlen immer länger dauert, bis eine Regierung steht
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Von Axel Quanz Um die Sache der Palästinenser
istesschlechtbestellt.Eineige-

ner Staat? In weiter Ferne. Unter-
stützung der arabischenWelt? Bes-
tenfalls verhalten. Akzeptable Ver-
mittlungsangebote von der Super-
macht USA? Fehlanzeige. Versöh-
nungmitHamas?KeineChance.
Mahmud Abbas weiß das alles

nur allzu gut. Deshalb reist der Pa-
lästinenserpräsident so gerne nach
Deutschland.DennaufAngelaMer-
kel ist Verlass. Seit Jahren setzt sie
sich für die Zweistaatenlösung ein.
Nur auf dieser Grundlage könne es
Frieden und Sicherheit für beide
Völker geben, betont Merkel jetzt
wieder vor einem Treffen mit Ab-
bas im Kanzleramt. Ein derart kla-
res Bekenntnis dürfte der Chef der
Autonomiebehörde gerne vernom-
men haben – weil es in diesen Zei-
ten selten zu hören ist.
DervermaledeiteNahostkonflikt

ist weltpolitisch betrachtet kein
Themamehr, das höchste Priorität
besitzt. Für Abbas’ Lebenswerk –
seinemVolkzueinemeigenenStaat
zuverhelfen–sinddasdüstereAus-
sichten. Wenn in nächster Zeit
nichts Grundstürzendes passiert,
geht der 83-Jährige als Gescheiter-
ter in dieGeschichte ein. Einer, der
an den Gegebenheiten gescheitert
ist.Und an sich selbst.
Als besonders bitter erweist sich

für Abbas die Präsidentschaft von
DonaldTrump. Seit derDealmaker
imWeißen Haus das Sagen hat, ist
der PLO-Chef ins Hintertreffen ge-
raten. Trump hat bereits mehrfach
einem Palästinenserstaat eine Ab-
sageerteilt.InseinemfürHerbstan-
gekündigten und von seinem
Schwiegersohn Jared Kushner be-
worbenen Friedensplan wird ver-
mutlich davon keineRede sein.
Überhaupt scheinendieUSAvor

allem den Wünschen der israeli-
schen Regierung von Premier Ben-
jamin Netanjahu Rechnung tragen
zu wollen. Und die hat sich ebenso
wie viele Bürger des jüdischen
Staats mit dem Status quo arran-
giert. Ähnliches gilt für den Groß-
teilderarabischenWelt.DasPalästi-
naproblem ist ihnen lästig, ja, hin-
derlich. Saudi-Arabien zum Bei-
spiel möchte viel lieber mit Israel
eineFront gegendengemeinsamen
Erzfeind Iran aufbauen. Da stören
die Palästinenser bloß.
Doch dass Abbas kaum Greifba-

res erreicht, mitunter sogar der Sa-
che seines Volkes geschadet hat,
liegt eben auch an ihm selbst. Im-
mer wieder poltert er, wo strategi-
schesGeschickgeboten ist. Fehlen-
deTatkraftundMachtlosigkeitpas-
sen zu einemMangel an Ideen, wie
der verstörende Dauerzustand der
Staatenlosigkeit beendet werden
könnte. Und: Abbas ist wahrlich
keinVorbildinSachenDemokratie.
Seit Jahren lenkt er die Geschicke
des Westjordanlands per Dekret,
seine Amtszeit ist vor Jahren abge-
laufen,Wahlenwerdeneinfachver-
schoben. Gerade junge Palästinen-
ser sind enttäuscht vom alten
Mann.Kaum einer, der an ihn noch
glaubt. Ebenso wenig wie an einen
eigenen Staat.

Zehn Debatten in zehn
Wochen. Der Tagesspiegel,
die Berliner Zeitung und
die Bundeszentrale für
politische Bildung feiern
30 Jahre Meinungsfreiheit.

Diese Woche:
Verkehr – kann das Auto weg?

Argumente und Ideen an
meinungsvielfalt@
tagesspiegel.de
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Das Scheitern
des

Herrn Abbas
Der Präsident ist gern

zu Gast bei Merkel

Von Michael Bröning

In vielen Demokratien
gibt es immer mehr
Parteien in Parlamenten
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70 Jahre Luftbrücke
Tagesspiegel-Sonderedition TEMPELHOF von Askania
So tickt Berlin – eine Erinnerung an die Berliner Luftbrücke. Die erlesene und limitierte Jubiläumsedition
zeichnet sich durch das mechanische Uhrwerk und das Luftbrückendenkmal auf dem Ziffernblatt aus.

• Automatikwerk, Kaliber: 2062
• Rubine: 21
• Gangreserve: 40 Stunden
• Ganggenauigkeit in Sek/Tag: -6/+8
• Frequenz: 21600
• Funktionen: Datum, Minuten, Sekunden, Stunden
• Wasserdichtigkeit: 3 bar
• Gehäusematerial: Edelstahl 316L poliert
• Gehäuseboden und Glas: Saphirglas
• Dornschließe
• 5 Jahre Garantie

Maße (Gehäuse): Ø 42mm
Limitierte Aufl age 70 Stück

braunes Lederarmband
Krokoprägung
Bestellnr. 18011

schwarzes Lederarmband
Krokoprägung
Bestellnr. 18012

Je 1.595,– €

Limitierte
Aufl age

70 Stück

20,81
Kilometer pro Stunde lief Eliud Kipchoge
während seines Weltrekords beim vergan-

genen Berlin-Marathon – im Schnitt.

MARATHON Warm-up

F eierabend, tausend Dinge im Kopf,
aber rasch noch einkaufen. Das
klappt beim alten „Nah und

Gut“-Edeka an der Tempelherrenstraße
Ecke Urbanstraße, weil die Betreiber nett
sind und sogar manchmal anschreiben,
die beste Bassbox eines Supermarktes in
Berlin besitzen - und zu Zeiten noch geöff-
net haben, wo man anderswo schon vor
verschlossenen Türen steht. Also das
Fahrrad draußen abgestellt, nicht ange-
schlossen, wird ja in der Sekunde keiner
klauen. Den Einkauf fix im Rucksack ver-
staut, und dann schnell die Treppen
hoch, der hungrige Junge wartet. Nächs-
ter Morgen. Alles fertig gemacht für die
Schule, für die Arbeit, die Nacht war
kurz, aber aus organisatorischen Grün-
den. Dann schnell in den Hinterhof, zum
Rad. Zum Rad. Zum Rad! Kein Rad da.

Ach du meine Güte. Das steht ja noch
vorm Laden! Wenn es da noch steht. Bitte
nicht noch ein Rad weg, die vergangenen
drei wurden angeschlossen geklaut.
Schnell los zum Geschäft, ich lasse jeden
E-Scooter zu Fuß hinter mir. Und dann:
ein kleiner Glücksmoment. Der junge
Chef hat es in den Fahrradständer auf der
Straße geschoben, und da war es noch.

Wohl gutes Karma, weil ich für die
Frau, der ich versehentlich um die Ecke
mit dem Auto den Außenspiegel abgefah-
ren habe, gleich die Polizei rief. Ihr
Freund hat alles selbst repariert. Passt so,
Sie waren ehrlich, wir kommen entgegen.

Kreuzberger Hilfen sind nett.

Rund 2300 Euro mehr im Monat für die
160 Abgeordneten: Ab 1. Januar steigt
die monatliche Diät von derzeit 3944
Euro auf 6250 Euro. Es wird auch mehr
Geld für die 600 Bezirksverordnetenver-
treter geben, dafür längere Plenar- und
Ausschusssitzungen im Landesparla-
ment. Auf diese Parlamentsreform haben
sich die Parlamentarischen Geschäftsfüh-
rer aller Fraktionen mit Ausnahme der
AfD geeinigt. „Wir nennen es Hauptzeit-
parlament“, sagte der Parlamentarische
Geschäftsführer der SPD-Fraktion, Tors-
ten Schneider. Die Änderung des Landes-
abgeordnetengesetzes soll demnächst be-
schlossen werden. Das Gesetz soll am
1. Januar 2020 in Kraft treten.

Seit Mai trafen sich die Parlamentari-
schen Geschäftsführer von SPD, Grünen,
Linken, CDU und FDP regelmäßig, um
an einer Parlamentsreform zu feilen.
Denn eines ist in Berlin klar: Ein Vollzeit-
parlament wird es nicht geben, da es
CDU und FDP sehr wichtig ist, dass ihre
Abgeordneten neben dem Mandat ihren
Beruf ausüben können. „Jedwede andere
Tätigkeit neben dem Mandat ist weiter-
hin zulässig“, betonte der Parlamentari-
sche Geschäftsführer der CDU-Fraktion,
Heiko Melzer. Im Gegensatz zur CDU plä-
dieren die Grünen seit Jahren für ein Voll-
zeitparlament. „Wir verstehen unsere Ar-
beit als Vollzeitparlament. Aber es gibt
auch Abgeordnete, die zum Beispiel als
Anwälte neben dem Mandat arbeiten“,
sagte der Parlamentarische Geschäftsfüh-
rer Daniel Wesener. „Deshalb wollen wir
eine Professionalisierung des Parla-
ments. Die geht zwingend einher mit hö-
heren Arbeitszeiten.“

 Bei jeder Plenarsitzung habe man die
Situation, dass manche Themen nach 19
Uhr nicht mehr behandelt wurden. „Wir
sind das Parlament mit der robustesten
Kontrollintensität“, sagte Schneider.
„Wir wollen sie aufrechterhalten.“
11 000 schriftliche Anfragen, 464 münd-

liche Fragen, über 3000 Anträge, 281 Ge-
setzesvorhaben und 10 000 Berichtsauf-
träge zu den Haushaltsberatungen, 40 Ak-
tuelle Stunden, 971 Ausschussbespre-
chungen und 581 Beschlussempfehlun-
gen habe es bisher in dieser Legislaturpe-
riode gegeben. „Wir wollen davon keine
Abstriche machen.“ Aber es gebe 1244
unerledigte Vorgänge.

 Dieser Befund habe die Fraktionen
zum Nachdenken gebracht, sagte Schnei-
der. Ein Drittel der im Plenum zur Bespre-
chung angemeldeten Plenarvorgänge
würde durch Zeitablauf ohne Aussprache
behandelt, also vertagt oder überwiesen.
In Berlin müsse jeder Abgeordnete drei
Ausschüsse betreuen, in Bayern sei es ei-

ner. Würde man das Parlament aber hal-
bieren, so wie es die AfD fordert, müsste
jeder Abgeordnete sechs Ausschüsse be-
treuen. „Dann müsste man an der Kon-
trolldichte Abstriche machen. Aber das
wollen wir nicht“, so Schneider.

 Deshalb verständigten sich die Fraktio-
nen bis auf die AfD darauf, die Plenarsit-
zungen von 19 auf 22 Uhr zu verlängern.
Die Ausschusssitzungen sollen statt bis-
her zwei mindestens drei Stunden dau-
ern.

Der parlamentarische Geschäftsführer
Steffen Zillich (Linke), sagte, die bishe-
rige Wochenarbeitszeit würde in seiner
Fraktion deutlich mehr als 20 Stunden be-
tragen. „Die Abgeordneten arbeiten

mehr als Vollzeit in ihrem Job.“ Der parla-
mentarische Geschäftsführer der CDU,
Heiko Melzer, ergänzte, dass auch das
Wahlkreisbüro von den Parlamentariern
betreut werden müsse. Und am Wochen-
ende gebe es auch diverse Termine. „Ich
kann die Wochenarbeitszeit nicht bezif-
fern.“ Aber es gebe in dieser Legislatur
mit sechs Fraktionen „deutlich mehr Sit-
zungszeit“. Auf etwa 50 Stunden schätzt
Schneider die durchschnittliche Wochen-
arbeitszeit eines SPD-Parlamentariers.

 Und das soll auch besser entlohnt wer-
den, die Diäten sollen „angepasst“ wer-
den. Bisher erhält ein Abgeordneter
3944 Euro pro Monat. 6250 Euro sollen
es ab Januar sein. Im Bundestag erhält ein

Abgeordneter 10 083 Euro. Der bundes-
weite Durchschnitt liegt bei knapp 7000
Euro; nimmt man nur die Landesparla-
mente liegt der Durchschnitt der Diäten
bei 6556 Euro. An die Änderung des Lan-
desabgeordnetengesetzes sind auch die
Bezüge der Bezirksverordnetenvertreter
gekoppelt. Die Bezüge werden für die
600 BVV-Mitglieder von 600 auf 937
Euro steigen. Schneider schätzt die Mehr-
kosten für die Diätenerhöhung auf rund
sieben Millionen Euro pro Jahr.

 Und es soll auch eine weitreichende
Transparenzregelung geben. Das Abge-
ordnetenhaus will sich an die Kaskadenre-
gelung im Bundestag anlehnen. In dem
Antrag zur Änderung des Landesabgeord-
netengesetzes steht, dass die Auskunft
über Einkommen aus beruflichen Tätig-
keiten in fünf Stufen erfolgen soll. Stufe
eins erfasst Bruttojahreseinkünfte zwi-
schen 1 und 25 000 Euro, Stufe 2 zwi-
schen 25 001 und 75 000 Euro, Stufe
drei von 75 001 bis 150 000 Euro, Stufe
4 Einkünfte von 150 001 bis 250 000
Euro und Stufe 5 Einkünfte von mehr als
250 000 Euro. Die neue Transparenzrege-
lung soll ab dem dritten Quartal 2020 gel-
ten.  Nicht angetastet werden die Bezüge,
die die Abgeordneten für ihre Wahlkreis-
büros erhalten. Für ein Einzelbüro im
Wahlkreis erhält der Abgeordnete eine
steuerfreie Kostenpauschale von monat-
lich 2500 Euro. Darin sind Schreibarbei-
ten, Telefon, Fahrtkosten enthalten. Un-
terhält er kein Büro, reduziert sich die
Pauschale auf 1500 Euro. Teilen sich bis
zu drei Abgeordnete ein Büro, verringert
sich die Pauschale um je 150 Euro. Hinzu
kommt eine Pauschale von rund 4300
Euro für bis zu drei Mitarbeiter pro Abge-
ordneten.

Frank-Christian Hansel, Parlamentari-
scher Geschäftsführer der AfD-Fraktion,
kritisiertdieParlamentsreform.Der„Hin-
terzimmerbeschluss“ohnedieAfD seiein
„egoistischer Alleingang“ der Altparteien
und ein „fauler Kompromiss auf Kosten
der Steuerzahler“, sagte er. Die AfD for-
dert eine Verkleinerung des Parlaments.

Auf neuen Pfadenmit unserem Lauf-
treff: Seit Ende Januar erkundet die Lauf-
gruppe des Tagesspiegel-Newsletters
„Checkpoint“ die grünen Ecken von Ber-
lin, an diesem Sonnabend starten wir
nun erstmals im Volkspark Friedrichs-
hain. Los geht’s um 11 Uhr vom Ein-
gang amMärchenbrunnen, von dort geht
es sechs beziehungsweise zwölf Kilome-
ter durch den Park. Wie immer gibt es ein
Aufwärmtrainingmit einemSCC-Lauftrai-
ner. Außerdem bringen wir ein Auto für
Wechselklamotten und alkoholfreie Ge-
tränkemit. Weitersagen, mitlaufen und
Teil vom Team Checkpoint werden!  Tsp

Den Morgen-Newsletter Checkpoint
können Sie abonnieren unter:
checkpoint.tagesspiegel.de

Von Tag zu Tag

Annette Kögel staunt, weil ihr Fahrrad
über Nacht nicht gestohlen wurde

DieLageindenBerlinerBürgerämternhat
sich in den vergangenen Monaten enorm
verschärft –nun schlägt Innensenator An-
dreas Geisel (SPD) wegen wachsender
Wartezeiten und Terminproblemen er-
neut Alarm. Erinnerungen an die Verwal-
tungskrise vor einigen Jahren werden
wach, als Berlin deutschlandweit als „fai-
led City“ betitelt wurde. Grund ist massi-
ver Personalmangel inden Bürgerämtern.
Zuerst hatte der Tagesspiegel-Newsletter
Checkpoint darüber berichtet.

IneinemBriefvom MittwochandieBe-
zirksbürgermeister warnt Geisel davor,
dass die Koalition ihre eigenen Ziele ver-
fehlt. Geisel verweist auf die „Richtlinien
derRegierungspolitik“desrot-rot-grünen
Senats. Demnach können Bürger „inner-
halb von 14 Tagen ihr Anliegen in einem
BerlinerBürgeramterledigen“.IndenBür-
gerämtern, so Geisel, „können wir zei-
gen, wie Berlin die Herausforderungen
der wachsenden Stadt meistert“. Genau
dasmeistertBerlinnicht.Geiselstellt fest,
„dass sichnach einer Phase derBesserung
die Bürgerämter derzeit von einer Stabili-
sierung des 14-Tage-Ziels weiter entfer-
nen“. Von Januar bis Juli lag „die Chance,
werktags einen Termin in irgendeinem
Berliner Bürgeramt binnen 14 Tagen zu
buchen, zeitweise bei unter 45 Prozent“.
Im Durchschnitt waren es 60 Prozent.

Das heißt: Von 100 Berlinern bekamen
nur 60 binnen 14 Tagen einen Termin. Es
handelt sich um eine gesetzliche Frist.
Bürger müssen sich bei einem Umzug in
diesem Zeitraum beim Bürgeramt ummel-
den. Doch wozu die Bürger gesetzlich ver-
pflichtet sind, kann Berlins Verwaltung
nicht gewährleisten. Geisel stellt fest:

„Im Vergleich zum Vorjahreszeitraum
sank die durchschnittliche Terminverfüg-
barkeit um 16 Prozent.“

Grund ist der Personalmangel. Im Juli
waren in den Bürgerämtern 69 Vollzeit-
stellen unbesetzt. Die Bürgerämter „eines
ganzen Bezirks“ seien rechnerisch nicht
besetzt. „Damit sind in den Bürgerämtern
weniger Sachbearbeitende tätig als 2017.
Und das bei gleichzeitig mehr besetzba-
ren Stellen“, schreibt Geisel. Würden die
freien Stellen in den Bürgerämtern be-
setzt sein, könnten „rund acht bis zwölf
Prozent Termine mehr angeboten wer-
den“,dassind„biszu14 000Terminemo-
natlich berlinweit“, die bislang fehlen.

Geisel fordert von den Bezirken, nun
„zügig Maßnahmen“ zu ergreifen und
mehr freie Stellen in den Bürgerämtern
zu besetzen. Die „dringend notwendige
Stabilisierung des 14-Tage-Ziels“ sei nur
erreichbar, „wenn auch die Stellenbeset-
zungsquote der Bürgerämter zeitnah ge-
steigert wird“, schreibt Geisel. Zugleich
bietet der Senator den Bezirken Unter-
stützung an. „Die Einhaltung des
14-Tage-Ziels genießt für den Senat be-
sondere Priorität“. Es werde der Einsatz
einer berlinweiten Unterstützungsein-
heit „Task Force“ in den Bürgerämtern er-
wogen, zudem soll es Sammelausschrei-
bungen für die freien Stellen geben. Am
19.September will Geisel die Lage im Rat
der Bürgermeister besprechen.  lom/axf
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Berlin gegen das Gesetz
Innensenator schreibt Bürgermeistern:

Lange Wartezeiten und Personalnot in Bürgerämtern

Fachkräftemangel: Für viele Geflüchtete lohnt sich eine Ausbildung nicht – Seite 12

BERLIN

Hände hoch für mehr Geld. Das Abgeordnetenhaus hat am Donnerstag erheblich höhere Einkünfte für seine Mitglieder beschlossen. Nur
die AfD-Fraktion war dagegen. Das neue Gesetz soll zum Jahresbeginn in Kraft treten.  Foto: Monika Skolimowska/dpa

DCHECKPOINT-LAUFGRUPPE

Die österreichische Immobilienentwick-
ler Signa wollte das Karstadt-Warenhaus
am Hermannplatz im alten Glanz erstrah-
len lassen. Doch daraus wird wohl nichts,
denn der Baustadtrat von Friedrichs-
hain-Kreuzberg, Florian Schmidt
(Grüne), sperrt sich gegen eine Rekon-
struktion des historischen Gebäudes. Auf-
grund von Dimension, Wirkung und ge-
planter Nutzung des Gebäudes würde
das Gebäude im Stadtgefüge „wie ein
Fremdkörper“ wirken, heißt es in einem
Vermerk des Grünen-Politikers, der dem
Unternehmen am Donnerstag zuging.
„Die geplante Fassadenrekonstruktion ist
nur noch eine Hülle für ansonsten aus-
tauschbare Nutzungen. Eine Replik, die
befürchten lässt, dass sie in ihrer Wir-
kung nicht authentisch ist.“ Für das Be-
bauungsprojekt erteile er daher keinen
Bebauungsplan, teilte Schmidt mit.

Das Unternehmen reagierte am Don-
nerstagmitUnverständnis.MitderNeuge-
staltung würden langfristig Arbeitsplätze
bei Karstadt gesichert und mit der Umge-
staltung des Hermannplatzes würde dem
Ort seine ursprüngliche Bedeutung zu-
rückgegeben. Deshalb sei es „überra-
schend und nicht nachvollziehbar“, dass
Schmidt die„Neugestaltung ineinem per-
sönlichen Anschreiben an uns ablehnt“.

Das Unternehmen zeigte sich ent-
täuscht darüber, dass das Gesprächsange-
bot zur Planung von Seiten der Bezirks-
verwaltung nicht angenommen worden
sei. Es habe im Vorfeld mehrere Gesprä-
che mit Baustadtrat Schmidt und Bezirks-
bürgermeisterin Monika Herrmann
(Grüne) gegeben. „Wir haben diese Ge-
spräche als Ermutigung verstanden mit
dem Bürgerbeteiligungsverfahren so früh
wie möglich zu beginnen.“ Danach sei der
Kontakt abgebrochen: „Seit dem 15. Mai
2019 hat Signa zahlreiche Gesprächsan-
fragendirektandenBaustadtratgerichtet,
um das weitere Vorgehen zu konkretisie-
ren. Leider blieben diese unbeantwortet.“

Aufgeben wollen die Österreicher
noch nicht. „Wir werden weiter Überzeu-
gungsarbeit in den verschiedenen Be-
zirksgremien und bei dem Senat von Ber-
lin leisten. Die Neugestaltung des Kar-
stadt Hermannplatz geht in seiner Bedeu-
tung weit über den Bezirk hinaus“, er-
klärte Signa. Johannes Bockenheimer

Tage

Noch da!
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Schmidt gegen
Pläne für

Hermannplatz
Karstadt-Replik im

20er-Jahre-Stil abgelehnt

noch

Abgeordnete erhöhen kräftig ihre Diäten
Dafür wollen sie mehr arbeiten. Nebeneinkünfte werden offengelegt, zur Vollzeit-Frage gehen die Meinungen weiter auseinander

Von Sabine Beikler
und Robert Kiesel

DIE AKTUELLEN 
SPECIALS 
AUS UNSERER 
SECHSTEN
Angebote nur gültig, solange der Vorrat reicht. Alle Preise verstehen sich inkl. MwSt.

KaDeWe · Tauentzienstraße 21–24 · 10789 Berl in · T +49 30 21 21 0 · kadewe.de
Ein Haus der The KaDeWe Group GmbH · Geschäf tsanschri f t : Kat har ina-Heinrot h-Ufer 1 · 10787 Berl in

MIT UNSEREM FOOD DELIVERY SERVICE 
LIEFERN WIR IHNEN DIE EINKÄUFE  
AUS DER SECHSTEN INNERHALB VON  
24 STUNDEN NACH HAUSE.
Sprechen Sie uns für weitere Informationen gerne an. Die Lieferung ist ab 50 Euro innerhalb Berlins 
kostenfrei. Ausgenommen sind unsere Restaurants und Bars sowie unser Cateringservice.

MIONETTO MO  
»SERGIO« ODER  
»SERGIO ROSÉ« 
Italienischer Spumante.

11,95 Euro/0,75 l
9,95 Euro/0,75 l
(13,27 Euro/l)

MRS H.S. BALL’S  
»ORIGINAL CHUTNEY«
Süß-saures Chutney aus 
Südafrika.

5,95 Euro/375 ml
4,95 Euro/375 ml
(13,20 Euro/l)

VAN GÜLPEN 
»DINNER COFFEE«
Kaffee mit kräftigem Geschmack 
und angenehmer Säure.

6,95 Euro/250 g
5,95 Euro/250 g
(2,38 Euro/100 g)

POLDERKAAS 
»BLANC«
Milder Ziegenmilch-Schnittkäse, 
50 % Fett i. Tr.

2,98 Euro/100 g
2,48 Euro/100 g

DOMAINE SAINT- 
GEORGES D’IBRY  
»CUVÉE DES AMIS  
ROSÉ 2018«
Frischer Roséwein mit blumigen 
Noten und Aromen von roten 
Früchten. 

6,95 Euro/0,75 l
5,95 Euro/0,75 l
(7,93 Euro/l)

RINDERROULADEN
Aus den USA, ideal zum Füllen 
und Schmoren.

ROTBARSCH-LOINS
Frisches Fischfilet aus dem  
Nordostatlantik vor Island.

49,95 Euro/kg
39,95 Euro/kg

19,98 Euro/kg
15,98 Euro/kg


